
048. Sitzung des 5. Sächsischen Landtages, 25.01.2012 
 
REDE von MdL Dr. Volker Külow innerhalb der aktuellen Debatte auf Antrag der Frak-
tionen DIE LINKE und SPD zum Thema:  „Kein Eintrittsgeld in den Schlosspark Pillnitz 
– Schlösser, Burgen, Gärten als Staatsbetrieb erhalten: Privatisierung und Kommerzia-
lisierung verhindern!“ 
 
 
Auszug Protokollmitschrift 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin!  
Meine sehr geehrten Damen und Herren!  
 
Vom Thema Schuldenbremse zum Schlosspark Pillnitz ist nicht nur wegen der gleichen An-
fangsbuchstaben eigentlich gar kein so weiter Weg, wie mancher hier im Saal vermeinen mag. 
Die Zukunft des Staatsbetriebes Sächsische Schlösser, Burgen und Gärten ist ein Thema, das 
die Gemüter im Land derzeit stark erhitzt, wenn man allein an die in den letzten Tagen emotio-
nal hoch aufgeladene Debatte um die geplante Einführung der Eintrittsgelder in Pillnitz denkt. 
Auch die gut besuchte Empore zeugt von dem starken öffentlichen Interesse.  
 
Es geht uns aber heute nicht nur um Pillnitz. Dazu wird meine Dresdner Fraktionskollegin An-
nekatrin Klepsch gleich etwas genauer sprechen. Es geht uns um die 19 Einrichtungen des 
Staatsbetriebes von der Albrechtsburg Meißen bis zum Dresdner Zwinger und um diesen wich-
tigen Bestandteil des kulturellen Erbes im Schlösserland Sachsen und dessen Zukunft.  
 
DIE LINKE hat dazu eine klare Position: Wir halten die angekündigte Änderung der Rechtsform 
für überflüssig und lehnen sie strikt ab. Deshalb gibt es auch unseren entsprechenden Antrag 
vom 18. November 2011. Privatisierung ist kein Allheilmittel für knappe Haushalte. Der 
Staatsbetrieb ist für DIE LINKE eine kulturelle Perle und keine Zitrone, die man durch rigide Fi-
nanzpolitik beliebig ausquetschen kann. 
 
(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 
 
Seit Mitte November 2011 spukt durch den Staatsbetrieb wieder einmal das Gespenst der Pri-
vatisierung, ein Gespenst, das bekanntlich mit einer gewissen Regelmäßigkeit vom sächsi-
schen Finanzminister losgelassen wird. Ihr Vorgänger, Herr Metz, hatte schon 2006 den ers-
ten Testballon gestartet. Dann wurde 2007 und 2008 parlamentarisch heftig darum gekämpft. 
Es gab viele Kleine Anfragen meiner Kollegen Hilker und Hahn und dann im Juni eine Debatte 
zu dem gemeinsamen Antrag von LINKEN und GRÜNEN gegen die Privatisierung. Herr Prof. 
Unland, Sie werden sich wahrscheinlich noch gut daran erinnern. Das war ja Ihre Jungfernrede 
am 19. Juni 2008.  
 
Sie haben die Privatisierung damals verteidigt. Sie kamen zum Glück nicht durch, weil sich die 
SPD quergestellt hat. Wir fordern bis heute Auskünfte zum Wirtschaftlichkeitsgutachten. Wir 
bekommen seit Jahren immer die Alibifloskel: Es gehört zum Kernbereich der exekutiven Ei-
genverantwortung. So lange wir nicht eine belastbare Zahl haben, wird man mit uns dort nicht 
ins Geschäft kommen.  
 
Es gab dann Entwarnung, am 30. April 2009 von Herrn Striefler, und ich nehme an, der Brief 
war mit Ihnen abgestimmt, Herr Prof. Unland. Weil er so interessant ist, will ich kurz zwei Aus-



züge aus diesem Brief, der an die "lieben" Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Staatsbetrie-
bes gerichtet war, zitieren. Das hätte von uns geschrieben werden können:  
 
"Das Sächsische Staatsministerium der Finanzen hat mich gebeten, Ihnen mitzuteilen", -- also 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, über 200 -- "dass nach umfangreicher Abwägung aller 
relevanten Gesichtspunkte entschieden wurde, den Staatsbetrieb Staatliche Schlösser, Bur-
gen und Gärten in seiner bisherigen Organisationsform als Staatsbetrieb weiterzuführen. Die 
vorhandenen Potenziale sollen in der bestehenden Rechtsform ausgeschöpft werden. Die 
Rahmenbedingungen dafür sollen weiter optimiert werden." Der Abschlusssatz: "Ich begrüße 
es", also Herr Dr. Striefler, "dass nunmehr endlich im Finanzministerium", also bei Ihnen, Herr 
Unland, "eine Entscheidung in dieser Angelegenheit getroffen wurde."  
 
So weit, so gut. leider wurde relativ schnell von diesen klugen und richtigen Bemerkungen ab-
gerückt. Ein Jahr später haben wir dann schon im Entwurf des Doppelhaushaltes den Verweis 
darauf, dass jetzt endlich 223 Stellen mit der geplanten Änderung der Rechtsform gestrichen 
werden können.  
 
Der Staatsbetrieb ist bekanntlich am 01.01.2003 gegründet worden. Es steht jetzt wirklich in-
frage - so groß war die Gefahr noch nie wie heute -, ob er in elf Monaten das jungfräuliche und 
blühende Alter von zehn Jahren überhaupt erreichen wird. Ich denke, Herr Unland, Sie werden 
dazu noch etwas sagen.  
 
Wir, die Linksfraktion, sind den Beschäftigten sehr dankbar, dass in einer Erklärung, die von 
über 90 % der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, darunter von einer Großzahl der Schlossleiter,  
ganz klar artikuliert wurde, welche Gefahr durch die drohende Privatisierung ausgeht, nicht zu-
letzt für sie selber. Auch dazu möchte ich mir ein Zitat aus diesem Brief erlauben, der allen 
landtagsabgeordneten zugegangen ist: "Die Bediensteten werden aus der Zone des öffentli-
chen Dienstes entlassen und rücksichtslos in fragwürdige Haustarife gepresst." Was das heißt, 
haben wir bei den landesbühnen Sachsen gesehen, wo jetzt nur noch 77 % gezahlt werden.  
 
Es ist eine alte Forderung der LINKEN, Herr Prof. Unland, Frau Prof. Schorlemer, den Staats 
betrieb dem SMWK zuzuordnen und dessen Fach- und Rechtsaufsicht zu unterstellen, weil im 
SMF naturgemäß immer finanzielle Gesichtspunkte Oberhand gewinnen. Das war im 19. Jahr-
hundert schon einmal anders. Darum erlaube ich mir zum Schluss eine Empfehlung.  
 
Leider ist der Kollege Ulbig nicht da. Er ist sehr traditionsbewusst und hat auf seiner Internet-
seite eine sehr nette Ahnentafel der sächsischen Innenminister. Dort ist auch Richard von 
Friesen aufgeführt. Das werden Sie vielleicht wissen, Herr Prof. Unland: Er war zunächst In-
nenminister, 1849 bis 1852, dann fast 18 Jahre Finanzminister und davon auch noch zehn Jah-
re Außen minister. Er hat in Freiberg an der Bergakademie studiert. Das wissen Sie wahr-
scheinlich. Er hat sich für ein neues Berggesetz eingesetzt. Er hat übrigens private Eisenbah-
nen angekauft, also verstaatlicht. Er war dann 1869 -- jetzt kommt die Pointe -- vor allem der 
Leiter der Sammlung für Kunst und Wissenschaft und damit gewissermaßen der Vorgänger 
oder Gründungsvater der SKD. Er hat in der "Allgemeinen Deutschen Biografie" auch einen 
netten Eintrag bekommen. In Wikipedia sind Sie ja sehr nüchtern aufgeführt. Aber wenn Sie 
einen solchen Eintrag haben wollen wie Herr von Friesen, dann müssen Sie im Grunde ge-
nommen nur beim Staatsbetrieb SBG unseren Intentionen folgen, dann haben Sie einen net-
ten, schönen Lexikoneintrag. Ich weiß, dass Sie uneitel sind, aber über einen schönen Lexi-
koneintrag kann man sich immer freuen.  Danke!  
 
(Beifall bei den LINKEN)  
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